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Das Feilhalten oder Verkaufen nachgemachter oder verfälfchter Lebensmittel 
(Nahrungs- und Genußmittel) iſt zunächſt aus Geſichtspunkten des allgemeinen 
Strafgeſetzes (insbeſondere des § 197 St.- G.) zu beurtheilen; nur ſubſidiär 
(3. B. mangels einer vermögensrechtlichen Beſchädigung) gelangt das Geſetz 
vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 vom Jahre 1897, zur Geltung. 

Ueber das Begehren einer Gemeinde um Einbringung der von ihr aus Anlaß 
von Fluß⸗Regulirungsbauten geleifteten Beiträge von den Beſitzern der ans, 
grenzenden Liegenſchaften haben die politiſchen, nicht die autonomen Behörden 
zu entſcheiden. — Die Beiträge der Adjaeenten haften als eine Grundlaſt 
auf der Realität. Der Erſteher einer executiv verſteigerten Realität hat zwar 
die Grundlaſt als ſolche zu übernehmen, nicht aber für die unter feinen Be- 
ſitzvorfahren fällig gewordenen einzelnen Leiſtungen, für welche der Meiſtbot 
allein aufzukommen hat. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Die Ergebniſſe der Arbeiter⸗Aufallverſicherung in 
Oeſterreich im Jahre 1896.) 


Beſprochen von Dr. Moriz Caſpaar. 


Die Erwartungen, welche an die mit dem Jahre 1895 ein— 
geführte Ausgeſtaltung der Arbeiter-Unfallverſicherung geknüpft wurden, 
haben die Ergebniſſe des Jahres 1896 leider nicht beſtätigt. In der 
Beſprechung für das Jahr 1895 haben wir bemerkt, daß die Aende— 
rungen, welche das Jahr 1895 gebracht, als: Erweiterung des Kreiſes 
der verſicherten Unternehmungen, Einreihung in höhere Gefahrenclaſſen 
und Beitragserhöhungen, das Gebahrungsdeficit im Jahre 1895 noch 
nicht zu beſeitigen vermochten. Die Ergebniſſe des Jahres 1896 
zeigen nicht nur keine Beſſerung der Geſammtergebniſſe, ſondern viel— 
mehr eine Verſchlechterung derſelben ſo, daß die amtlichen Nachrichten 
des k. k. Miniſteriums des Innern in ihrer Publication in Nr. 18 
dieſes Jahrganges ſich gezwungen ſehen, wenn auch nur in kurzen 
Bemerkungen auf einige der für den ungünſtigen Ausfall ausfhlag- 
gebenden Urſachen hinzuweiſen. Bevor wir auf die Gründe, welche 
die amtlichen Nachrichten für die geradezu bedenkliche Steigerung der 
Belaſtung einzelner Anſtalten andeutungsweiſe geltend machen, näher 
eingehen, wollen wir die wichtigſten Zahlen aus der umfangreichen 
Publication für das Jahr 1896 hier kurz anführen. Verſichert waren 
1,471.275 Perſonen in 86.658 gewerblichen Betrieben und 508.369 
Perſonen in 137.649 land- und forſtwirthſchaftlichen Betrieben mit 
Verwendung von Motoren. Die Zunahme beträgt bei erſteren 5142 
Betriebe und 89.968 Perſonen, bei letzteren 3392 Betriebe mit 
107.432 Perſonen. 


) Für 1895 ſiehe Nr. 45, Jahrgang 1897. 


Unfallsanzeigen wurden im Ganzen (einſchließlich der Berufs— 
genoſſenſchaft der Eiſenbahnen) erſtattet 646.555 — um 10.093 mehr 
als im Vorjahre. Es entfallen nunmehr ſchon 503.3 Anzeigen auf 
10.000 Vollarbeiter gegen 248.3 im Jahre 1891. 

Von den angezeigten Unfällen hatten 18.544 Entſchädigungen 
zur Folge. Es waren zu entſchädigen: 929 Todesfälle, 5399 Unfälle 
mit nachfolgender dauernder Erwerbsunfähigkeit aller Grade und 
12.216 Unfälle mit nachfolgender Erwerbsunfühigkeit von mehr als 
4 Wochen. 

Gegen das vorhergehende Jahr iſt leider wieder ein bedenkliches 
Anwachſen der von dauernden Folgen begleiteten Unfälle zu bemerken. 
Speciell iſt es diesmal auch die Zahl der Todesfälle, die abſolut und 
auch relativ in Bezug zur Zahl der verſicherten Arbeiter zugenommen hat. 

Mit Rückſicht auf die hohe Zahl der Unfälle mit nachfolgender 
dauernder Erwerbsunfähigkeit iſt es nothwendig, den Grad der Er— 


werbsunfähigkeit anzuführen. Es entfallen auf eine Erwerbsun— 
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Dieſe Nachweiſung ift nicht nur an fich für die Beurtheilung 
der Folgen, welche die Unfälle nach ſich gezogen, von Bedeutung, 
indem ſie das Vorwiegen der ſogenannten leichten Unfälle kennzeichnet, 
ſie gibt uns auch ein Anhalten dafür, daß gerade den, der Zahl 
nach ſo vorwiegenden leichteren Fällen eine beſondere Aufmerkſamkeit 
zuzuwenden iſt, wenn man die Urſachen der ſteigernden Belaſtung 
der Unfallsverſicherungs-Anſtalten richtig beurtheilen will. 
Mit Schluß des Jahres 1896 ſtanden nachſtehend angeführte 
Perſonen im Bezuge von Unfallsrenten mit durchſchnittlicher 
Jahresrente von 


dauernder gänzlicher Erwerbsunfähigkeit . 1116 fl. 22525 
dauernd theilweiſer Erwerbsunfähigkeit 19.8 d ee 
Wilen ee 5. 2517 „ eee 
Kinder ee e 
Ascendenten ee ng 382 55:08 
Die Einnahmen ſämmtlicher Verſicherungsanſtalten betrugen an: 
Verficherungsbeiträgen . ... fl. 7,557.317 
Zinn  i0 
Sonſtige Einnahmen .. „ 182.812 
fl. 8,480.964 
Die geſammten Ausgaben: 
Geleiſtete Entſchädigungen . .. fl. 3, 153.219 
Verwaltungsaus lagen „ 813.758 
Sonſtige Auslagen. „ 69.102 
Rücklage zu den Deckungscapitalien . „ 7.684.077 
Rücklage zu den Specialfonds .. „ 122.619 


fl. 11,842.975 


Abgang der Jahresgebahrung . ... fl. 3,362.011 

Im letzten Jahre betrug der Abgang. . „ 867.452 

Die ganz ungewöhnliche Steigerung des Geſammtabganges, 
welche lebhafte Bedenken wachrufen muß, nöthigt uns hier auf die 
Verhältniſſe der einzelnen Anſtalten näher einzugehen. Wir haben 
ſchon in unſerer letzten Beſprechung darauf hingewieſen, daß ſich 
beſonders bei den Anftälten Prag und Wien die Gebahrungsergebniſſe 
ungünſtig geſtalten. Dies hat ſich nun ſpeciell bei der Anſtalt Prag 
im Jahre 1896 noch weſentlich geſteigert. 

Unbedeckter Abgang am Ende des Jahres 


1896 1895 
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Der in den amtlichen Nachrichten veröffentlichte Bericht deutet 
die Urſacheu für die geradezu bedenkliche Steigerung der Belaſtung, 
wie ſie bei der Anſtalt Prag weiters aber auch bei jener in Wien 
Platz gegriffen, nur an. In der Einleitung wird die „verſchiedene 
Intenfität in der Verfolgung von Rechtsanſprüchen“ weiters „eine 
größere oder geringere Liberalität im Rentenzuſpruche“ erwähnt. Im 
weiteren wird gerade mit Rückſicht auf die Gebahrungsergebniſſe der 
oben genannten Anſtalten geſagt „daß die Aenderung in den Prin— 
cipien der Entſchädigungsleiſtung, welche bei beiden Anſtalten ſeit 
1895 eingetreten iſt, weſentlich zur Erhöhung der Belaſtung beige— 
tragen hat“. Dieſe Andeutungen, welche ſich jedenfalls auf vielfach 
gemachte Erfahrungen gründen, müſſen auf eine Lücke in den bis— 
herigen Vorſchriften, beziehungsweiſe geſetzlichen Beſtimmungen ſchließen 
laſſen. Eine eigenthümliche, mit der ſteigenden Belaſtung jedenfalls im 
Zuſammenhang ſtehende Erſcheinung iſt die von Jahr zu Jahr zu— 
nehmende Inanſpruchnahme der Schiedsgerichte. 

Im Jahre 1896 ſtanden bereits 2763 Klagen in Verhandlung, 
gegen 2050 im Vorjahre ſo, daß nunmehr bereits auf jeden achten 
Entſchädigungs⸗Anſpruch eine Klage kommt. Die nachträglichen An— 
ſprüche bringen — abgeſehen von den für die Belaſtung ſich erge— 
benden Folgen — aber auch eine Unſicherheit in die Berechnung der 
nothwendigen Reſerven. Die Thätigkeit der Schiedsgerichte ſelbſt iſt 
Gegenſtand öffentlicher Beſprechung, die, man kann wohl ſagen, ſich in 
gerade entgegengeſetzten Richtungen bewegt. Auf der einen Seite wird 
eine zu liberale Auffaſſung in der Zuerkennung der Renten zum Vor— 
wurfe gemacht, während anderſeits in der Literatur lebhafte Bedenken 
gegen jene Schiedsgerichte erhoben wurden, welche die beſtehenden 
Erwerbsverhältniſſe der Kläger bei der Rentenbemeſſung berückſichtigen. 
Die Conſequenzen der nunmehr geänderten Praxis, welche von dem 
Grundſatze ausgeht, daß es für den Rentenbezug ganz gleichgiltig iſt, 
wie ſich die Erwerbsverhältniſſe der von einem Unfalle betroffenen 
geſtalten, werden im Berichte der amtlichen Mittheilungen angedeutet. 
Mit Rückſicht auf die große Zahl der leichteren Fälle iſt dieſe Beo— 
bachtung nicht zu unterſchätzen; auch in Deutſchland macht man zur 
Genüge die gleiche Beobachtung und zweifeln wir nicht daran, daß 
trotz der theoretiſch richtigen Erwägungen, welche für die heutige 
Praxis ſprechen, eine Aenderung der geſetzlichen Beſtimmungen Platz 
greifen muß. 

Die hier angeführten Gefichtspunkte, für welche ſich eine ziffer— 
mäßige Auſſtellung ſchwer durchführen läßt, da es ſchwer zu fagen 
iſt, inwieweit in den einzelnen Fällen eine Belaſtung zu vermeiden 
geweſen wäre, bilden übrigens nur eine der Urſachen der ſteigenden 
Gebahrungsabgänge. Viel näher liegt die Thatſache, daß noch immer 
eine Reihe von Betriebsgruppen paſſive Abſchlüſſe zeigen und daß ſich 
dieſes Mißverhältniß durch Jahre erhält und zum Theil ſogar ſteigert. 
Nachſtehend führen wir einige Gruppen von Unternehmungen an, 
deren Belaſtung über die Deckung durch die eingehobenen Beiträge 


hinausgeht. Es betrug die Belaſtung durch die fällig gewordenen 
Entſchädigungen in Percenten der Beiträge für die 
Land⸗ und Forſtwirthſchaft. 1200 
ü r 130 % 


Steinbrüche 127 % 
, 166 % 
Verarbeitung von Stein. 3 133 0% 
Fabriken zur Erzeugung chemiſcher Producte . 166 % 
Bauunternehmungen 5 110907 
Bangewepe 4 2. 165 0% 
Bauliche Nebenbetriebe 179 % 


Dagegen hat ſich bei den im Vorjahre hier angeführten Berg- 
und Hüttenwerken die Belaſtung bereits unter das Maß der Beiträge 
geſtellt, nämlich auf 92%. 

Die amtlichen Nachrichten unterlaſſen es, eine Thatſache als 
Argument für das Capitalsdeckungsverfahren anzuführen, obgleich in 
der Einleitung letzteres dem deutſchen Umlageverfahren gegenübergeſtellt 
wird, es iſt dies die große Belaſtung durch die Baugewerbe. Hier 
haben wir es nicht ſelten mit Unternehmungen vorübergehender Natur 
zu thun, welche die Arbeiter-Unfallverſicherung ganz weſentlich be— 
laſten. Auch kann nicht von einer im Laufe der Zeit eintretenden 
Ausgleichung geſprochen werden und der vorübergehende Charakter 
vieler Bauunternehmungen erfordert gewiß, daß die Belaſtung durch 
die Gegenwart gedeckt werde. Es erſcheint eine Inconſenquenz, wenn 
eine ſolche vorübergehende Unternehmung, die mit zum großen Theil 
ungeübtem Perſonal arbeitet, für die Belaſtung nicht ſelbſt aufkommt, 
ſondern anderen Gruppen von Unternehmungen die dauernde Deckung 
der Belaſtung überläßt. 

Die Reform der Arbeiter-Unfallverſicherung iſt heute nicht mehr 
allein eine Forderung der Intereſſenten, ſondern eine dem arbeits— 
ſtatiſtiſchen Amte, beziehungsweiſe deſſen Beirath beſtimmt geſtellte 
Aufgabe. Ihr Umfang iſt allerdings noch nicht feſtgeſtellt. Sie wird 
um ſo ſchwieriger ſein, als ſich die verſchiedenſten, einander theilweiſe 
entgegengeſetzten Wünſche an eine ſolche Reform knüpfen, und es 
ſich nicht um eine einfache Abänderung einer geſetzlichen Beſtimmung, 
wie zum Beiſpiel jener des Deckungsſyſtem, ſondern um die Löſung 
einer ganzen Reihe von Fragen handelt. Viele Induſtriezweige klagen 
über zu hohe einſeitige Belaſtung, die Anſtalten kämpfen mit einem 
ſteigenden Gebahrungs-Abgang, die Arbeiter beſchweren ſich über die 
Bemeſſung der Rente und nehmen die Schiedsgerichte ſteigend in 
Anſpruch, und was als das Wichtigſte erſcheint, die Zahl der Unfälle 
nimmt trotz des Einſchreitens der Gewerbe-Inſpectoren und der in 
vielen Induſtriezweigen an den Tag gelegten Bemühung der Unter: 
nehmer auf dem Gebiete der Unfallverhütung nicht ab, ſondern be— 
denklich zu. Liegen die Verhältniſſe aber ſo, und dies wird jeder 
unbefangene Beobachter beſtätigen, dann ſtehen wir vor einer ſchwierigen 
Aufgabe, welche nur gelöst werden kann, wenn von allen Seiten 
mit aufrichtigem Bemühen und voller Offenheit daran gearbeitet wird. 
In erſter Linie handelt es ſich darum, die Mängel der beſtehenden 
Einrichtungen völlig klar zu ſtellen, erſt wenn dies erreicht iſt, kann 
an eine Reform geſchritten werden, welche unter voller Aufrechthaltung 
der im Geſetze ſelbſt geſtellten Aufgaben allen Betheiligten gerecht wird. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Feilhalten oder Verkaufen nachgemachter oder verfälſchter 
Lebensmittel (Nahrungs- und Genußmittel) iſt zunächſt aus Geſichts⸗ 
punkten des allgemeinen Strafgeſetzes (insbeſondere des § 197 
St.⸗G.) zu beurtheilen; nur ſubſidiär (3. B. mangels einer ver⸗ 
mögensrechtlichen Beſchädigung) gelangt das Geſetz vom 16. Jänner 
896, N.⸗G.⸗ Bl. Nr. 89 vom Jahre 1897, zur Geltung. 


Dante S. und Marcus S. befaßten ſich mit dem Verkaufe eines 
von ihnen ſelbſt erzeugten Getränkes höchſt fraglicher Beſchaffenheit. 
Den Käufern gegenüber bezeichneten fie es als echten Cognac-Martell 
und verlangten für ihr Erzeugniß auch dieſer Cognac-Marke ent⸗ 
ſprechende Preiſe. Im Verkehre mit den Abnehmern führte Marcus 
S. das Wort; Dante S., der deutſchen Sprache minder mächtig, 
begnügte ſich mit paſſiver Aſſiſtenz, ohne jedoch den wahrheitswidrigen 
Verſicherungen ſeines Genoſſen entgegenzutreten. Vom Wiener Landes⸗ 
gerichte (Urtheil vom 2. Mai 1898) wurden beide des Verbrechens 
des Betruges nach 88 197 und 200 St.-G. ſchuldig erkannt. Die 
nur von Dante S. überreichte Nichtigkeitsbeſchwerde beſchloß der 


Caſſationshof mit Entſcheidung vom 11. Juli 1898, 3. 8111, zu 
verwerfen. 

Gründe: Geſtützt auf den Nichtigkeitsgrund der Z. 10 des 
§ 281 St.⸗P.⸗O. ficht die Nichtigkeitsbeſchwerde des Dante S. die 
Subſumtion der Strafthat unter den Delictsbegriff des 8 197 St.⸗G. 
an, indem ſie auszuführen ſucht, es liege bloß der Thatbeſtand der 
im § 11 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 
1897, bezeichneten Uebertretung, eventuell ein Eingriff in das Marken⸗ 
recht im Sinne des Geſetzes vom 6. Jänner 1890, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 19, 
vor, zumal Nichtigkeitswerber ſich keinerlei zur Täuſchung gegeigneter 
liſtiger Vorſtellungen bedient und an den von Marcus S. geführten 
Verkaufsunterhandlungen ſich nicht betheiligt habe, während ſeine bloße 
Anweſenheit bei denſelben Mitthäterſchaft an dem etwa von Marcus 
S. begangenen Betruge nicht zu begründen vermöge. Die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde erweiſt ſich jedoch als unhaltbar. 

Es kann zugegeben werden, daß die Anklagethat auch den 
Delictsthatbeſtand des § 11 al. 1 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, 
R.-⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, erſchöpfe und eventuell auch vom Stand⸗ 
punkte des III. Abſchnittes des Geſetzes vom 6. Jänner 1890, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 19, ſtrafbar wäre; dies ſchließt jedoch die Anwendung der ſtrengeren 
Strafnorm des § 197 St.⸗G. nicht aus. Belangend den eventuell 
ebenfalls vorliegenden Eingriff in das Markenrecht, ſpricht der 2. Ab- 
ſatz des 8 23 des Geſetzes vom 6. Jänner 1890, R.-G.⸗Bl. Nr. 19, 
dies mit klaren Worten aus. Allein auch der Zweck und die Motive 
des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, 
lafſen es nicht zweifelhaft erſcheinen, daß die Beſtimmungen des & 11 
dieſes Geſetzes nur ſubſidiär anzuwenden ſind, wenn die unter Ver— 
folgung geſtellte That den Thatbeſtand eines nach dem allgemeinen 
Strafrechte ſtrenger ſtrafbaren Delictes nicht erſchöpft.“) Es ſollte 
durch das Geſetz vom 16. Jänner 1896, R.-G.-⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, 
der Kreis der ſtrafgerichtlicher Behandlung zu unterziehenden Täu— 
ſchungen nicht etwa eingeengt, ſondern vielmehr erweitert, und ſollten 
mittelſt desſelben alle jene Fälle getroffen werden, deren Subſumtion 
unter die Beſtimmungen des allgemeinen Strafgeſetzes (ſpeciell unter 
den Delictsbegriff des Betruges) Bedenken unterliegt. Dies führt zu 
dem Schluſſe, daß im concreten Falle, da der nachgemachte Martell— 
Cognac zu den wahren Werth des Productes weit überſteigenden 
Preiſen verkauft wurde, und der Gerichtshof eine namhafte vermögens— 
rechtliche Schädigung der Käufer dieſes Falſificates feſtgeſtellt hat, die 
Anwendung des durch § 11 des Lebensmittelgeſetzes gewiß nicht auf- 
gehobenen 8 197 St.⸗G. mit Recht erfolgte, wobei es ganz unerörtert 
bleiben mag, ob nicht etwa die Beſtimmungen des Geſetzes vom 
16. Jänner 1896, R.-G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, concurrirend an— 
zuwenden waren. 

Daß es aber, wie die Nichtigkeitsbeſchwerde ferner auszuführen 
ſucht, im vorliegenden Falle an zur Täuſchung geeigneten liſtigen 
Vorſtellungen fehle, kann mit Grund nicht behauptet werden ;**) denn 


*) Die Motive des Geſetzes (Motivenbericht zur Regierungsvorlage, S. 8, 
der Manz'ſchen Geſetzesausgabe) ſprechen es ausdrücklich aus, daß nach den geltenden 
Beſtimmungen des allgemeinen Strafgeſetzes nach Lage der Sache bezüglich der 
Erzeugung von Lebensmitteln und des Verkehres mit denſelben § 197 St.⸗G. 
Anwendung finden kann; ſie gehen von der Anſchauung aus, daß dann, wenn die 
Täuſchung über den Urſprung oder die Beſchaffenheit des Lebensmittels eine Ver⸗ 
mogensſchädigung des Käufers herbeiführt, unbedenklich zur Anwendung des § 197 
St.⸗G. geſchritten werden könne. Nur wenn „nach den ortsüblichen Preiſen für 
den Betrag, welcher für das gekaufte Lebensmittel gezahlt wurde, das Gewünſchte 
überhaupt nicht, und das Gekaufte auch nicht beſſer, als es geliefert wurde, zu 
haben geweſen wäre“, iſt die Beſchränkung auf die Beſtimmungen des Lebens: 
mittelgeſetzes am Platze. Die Motive des Geſetzes erklären es als im Intereſſe 
eines ſoliden Geſchäftverkehres gelegen, derlei Unlauterkeiten im Verkehre mit 
Lebensmitteln, auch wenn ſie eine Vermögensſchädigung nicht nach ſich gezogen 
haben, gleichfalls unter Strafe zu ſtellen (S. 7 der Manz'ſchen Geſetzesausgabe), 
und bemerken überdies, in den zur ſtrafgerichtlichen Behandlung kommenden Fällen 
von Lebensmittelfälſchungen werde es dem Anzeiger wohl nur ſelten gelingen, den 
Nachweis der ihm nach § 197 St.⸗G. in böſer Abſicht zugefügten Schädigung zu 
erbringen, und es dürfte dieſer Nachweis insbeſondere in allen jenen Fallen vom 
Richter als nicht erbracht betrachtet werden, in denen um den gleichen Preis das 
unverfälſchte Lebensmittel überhaupt nicht, und ſelbſt das verfälſchte nicht um 
einem geringeren Preis erhältlich geweſen wäre (Manz'ſche Geſetzesausgabe, S. 13). 

*) Zugegeben iſt allerdings, daß im gewöhnlichen Waarenverkehre nicht 
ſchon jede Lüge an ſich, jede übertriebene Anpreiſung der Waare u. dgl. als Betrug 
anzuſehen ſei. Solange die Wahrheitswidrigkeit ſich in den Grenzen conventioneller 
Reclame bewegt, iſt fie allerdings zur Täuſchung nicht geeignet; jeder Käufer einer 
Waare iſt auf dieſelbe gefaßt; er weiß, wie viel etwa an den Behauptungen des 


das Urtheil ſtellt feſt, Marcus S. und Dante S. hätten zum Theil 
durch die Adjuſtirung der Flaſchen und zum Theil durch unwahre 
Angaben über die Provenienz der Waare in den Käufern ihres 
Productes die Ueberzeugung zu ſchaffen gewußt, daß ſie ihnen echten 
Cognac-Martell verkaufen, und dieſe hätten die Waare nicht gekauft, 
wenn ſie nicht der Meinung geweſen wären, echten Cognac-Martell 
zu empfangen. 

Wenn endlich die Nichtigkeitsbeſchwerde die Mitthäterſchaft des 
Dante S. in Abrede zu ſtellen ſucht, indem fie behauptet, der Nichtig- 
keitsbewerber habe ſich an der Anklagethat in keiner Weiſe betheiligt, 
ſo überſieht ſie zunächſt, daß das Urtheil feſtſtellt, Dante S. ſei es 
geweſen, der zur Herſtellung des falſchen Cognac die erforderlichen 
Mittel beſchaffte, Etiquetten, Kapſeln und Korkbrände, die den echten 
von der Cognafirma Martell benützten täuſchend ähnlich waren, 
zum Zwecke der Verwendung auf den von Marcus S. erzeugten 
Cognac zur Verfügung ſtellte, daß er ſich an der Production 
desſelben activ betheiligte, einen Theil des Erlöſes für das verkaufte 
Product in Empfang nahm, dem Marcus S. die Flaſchen tragen 
half und in den Verkaufsunterhandlungen die falſchen Vorſtellungen 
desſelben durch ſeine Anweſenheit und ſtillſchweigende Zuſtimmung 
bekräftigte und unterſtützte. Das in dieſer vom Gerichtshofe feſt— 
geſtellten Handlungsweiſe des Nichtigkeitswerbers zum mindeſten 
eine die Täuſchungsacte des Marcus S. fördernde Thätigkeit im 
Sinne des § 5 St.-G. erblickt werden muß, kann nicht zweifelhaft 
ſein. Allein der Gerichtshof hat hierin mit Recht mehr als bloße 
Beihilfe zu dem Thun des Marcus S. erkannt. Mag auch dieſer 
vorzugsweiſe das Wort geführt haben, ſo trat doch auch Dante S. 
unmittelbar als Mitverkäufer der Waare auf. Dadurch daß er zu 
den nach den Feſtſtellungen des Urtheils in ſein Bewußtſein auf— 
genommenen wahrheitswidrigen Vorſtellungen des Marcus S. ſchwieg, 
benützte auch er dolos den in den Käufer der Waare erzeugten Irr— 
thum, acceptirte die Wirkungen desſelben in ſeinem eigenen, mit jenem 
des Marcus S. identiſchen Intereſſe und ſetzte damit einen Theil der 
Haupthandlung ſelbſt ins Werk. Eben dies aber charakteriſirt ſeine 
That als Miturheberſchaft, und es iſt darum auch in dieſer Hinſicht 
der Ausspruch des Gerichtshofes kein rechtsirrthümlicher.“) 

(B. V. Bl. d. J. M.) 


Ueber das Begehren einer Gemeinde um Einbringung der von ihr 

aus Anlaß von Fluß⸗Regulirungsbauten geleiſteten Beiträge von 

den Beſitzern der angrenzenden Liegenſchaften haben die politiſchen, 
nicht die autonomen Behörden zu entſcheiden. 


Die Beiträge der Adjacenten haften als eine Grundlaſt auf der 
Realität. Der Erſteher einer executiv verſteigerten Realität hat zwar 
die Grundlaft als ſolche zu übernehmen, nicht aber für die unter 
ſeinen Beſitzvorfahren fällig gewordenen einzelnen Leiſtungen, für 
welche der Meiſtbot allein aufzukommen hat.) 

Die Bezirkshauptmannſchaft in C. hat mit dem Erlaſſe vom 
20. März 1896, Z. 8251, den Recurs der Firma J. M. in W. 
gegen den Zahlungsauftrag der Gemeinde H. vom 19. October 1895, 
3. 702, mit welchem dieſe Firma als Erſteherin und Beſitzerin der 
Realität F. A. in St. P. zur Bezahlung von rückſtändigen Sann⸗ 
regulirungs-Beiträgen für die am P. Wehre bewirkten Anlagen auf- 
gefordert wurde, wegen Incompetenz zurückgewieſen und ausgeſprochen, 
daß für die Einbringung der auf die Adjacenten entfallenden Beiträge 
die Gemeinde nach den Beſtimmungen der Gemeindeordnung im eigenen 
Wirkungskreiſe zu ſorgen habe. 


Verkäufers über ihre Qualität er für wahr halten kann. Anders aber liegt die 
Sache, wenn das Vertrauen des Käufers geradezu hintergangen wird, wenn dieſer 
nur unter Vorausſetzung beſtimmter, ihm vom Verkäufer wahrheitswidrig zu⸗ 
geſicherter Eigenſchaften der Sache zum Geſchäftsabſchluſſe ſich beſtimmen ließ, die 
ihm ſchädigende Dispoſition innerhalb ſeiner Vermögensſphäre ſomit mit dem 
Täuſchungsacte cauſal verknüpft iſt. Und dies iſt vorliegend der Fall. (Aus⸗ 
führungen des Vertreters der Generalprocuratur. Vgl. Merkel „Criminaliſtiſche 
Abhandlungen, II. Band, S. 254, 258, 268, 275, 276“; Gryziedi „Studien über 
den ſtrafbaren Betrug“, S. 81). 

) Vgl. Caſſationsentſcheidung vom 4. November 1876, 3. 5257, Nowakſſche 
Slg. Nr. 128, vom 26. Auguſt 1887, Z. 6375, Slg. Nr. 1104; dann Merkel 
„Eriminaliſtiſche Abhandlungen“ II. Band, S. 142 ff.; Gryziecki „Studien“ 
S. 45 ff.; Glaſer „Kleinere Schriften“, I. Band, S. 167; Geyer „allg. That⸗ 
beſtand“, S. 99 ff., „Kleine Schriften“, S. 161 ff.; Schütze „die nothwendige 
Theilnahme am Verbrechen“ S. 3 ff. 

) Siehe „Zeitſchrift für Verwaltung“ vom Jahre 1873, Nr. 13. 


Ueber den hiegegen ſeitens der Firma J. M. eingebrachten 
Recurs hat die Statthalterei in G. den Erlaß der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft aufgehoben und die Bezirkshauptmannſchaft beauftragt, über 
den Recurs der Firma J. M. gegen den bezogenen Zahlungsauftrag 
der Gemeinde H. inſtanzmäßig zu entſcheiden, weil die Gemeinde bei 
der Einbringung der von ihr in Gemäßheit des 8 1 des Sann⸗ 
regulirungs⸗Geſetzes vom 13. Juni 1876, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 23 (für Steier⸗ 
mark), geleiſteten Beiträge auf $ 46 des Waſſerrechts-Geſetzes (für 
Steiermark) verwieſen iſt, deſſen Handhabung gemäß § 69 leg. eit. 
den politiſchen Behörden zuſteht. 

Mit der Entſcheidung vom 12. Jänner 1897, 3. 50.206 
ex 1896, wurde nunmehr von der Bezirkshauptmannſchaft in C. 
erkannt, daß die Firma J. M. nicht verpflichtet ſei, die von der Ge⸗ 
meinde H. für die Jahre 1882— 1893 geforderten rückſtändigen 
Sannregulirungs-Beiträge zu bezahlen, weil nur die Beſitzer der in 
Frage kommenden Liegenſchaften bezw. Anlagen, nicht aber letztere 
an und für ſich wegen derartiger Beiträge herangezogen werden können, 
die Firma J. M., welche die Liegenſchaften im Jahre 1895 im 
Verſteigerungswege erworben hatte, in dem erwähnten Zeitraume noch 
nicht Beſitzer der Liegenſchaften war. 

Ueber den Recurs der Gemeinde H. hat die Statthalterei in 
G. die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft in C. behoben und 
die Firma J. M. zum Erſatze der geforderten Sannregulirungs— 
Beiträge verpflichtet, weil die Concurrenzbeiträge für Waſſerbauten 
ſich nach den Hofdecreten vom 10. November 1830, Z. 25.657, und 
vom 4. Jänner 1836, J.-G.⸗S. 113, als eine Laſt darſtellen, 
welche auf dem Grunde haftet, ſohin von dem jeweiligen Beſitzer des 
concurrenzpflichtigen Grundes zu tragen ſind. 

Das Ackerbauminiſterium hat über den Recurs der Firma J. M. 
die Entſcheidung der Statthalterei in G. außer Kraft geſetzt und das 
Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft in C. vom 12. Jänner 1897, 
Z. 50.206/96, mit welchem Recurrent als zur Zahlung der erwähnten 
Beiträge nicht verpflichtet erkannt wurde, wieder hergeſtellt, und zwar 
aus folgenden Gründen: 

„Wenn auch die Liquidität der in Frage ſtehenden Beiträge 
unbeſtritten iſt, ſo mußte erwogen werden, daß Recurrent die Realität 
F. A., auf welcher dieſelben als Grundlaſt haften, im Wege der 
executiven Verſteigerung erſtand. Es unterliegt nun keinem Zweifel, 
daß der Erſteher zwar die Grundlaſt als ſolche zu übernehmen, nicht 
aber auch für die unter ſeinen Beſitzvorfahren fällig gewordenen 
einzelnen Leiſtungen zu haften hat, für welche vielmehr gleichwie für 
die ſonſtigen Pfandſchulden und ſelbſt auch für die unter den Beſitz⸗ 
vorgängern fällig gewordenen, laut des Hofdecretes vom 4. Jänner 
1836 (J.⸗G.⸗S. 113) nach den gleichen Vorſchriften wie Concurrenz— 
beiträge einzubringenden, landesfürſtlichen Steuern der Meiſtbot allein 
aufkommt. 

Da im vorliegenden Falle bei der executiven Verſteigerung auf 
die Hereinbringung dieſer Beiträge nicht Bedacht genommen wurde 
und der Zuſchlag der erwähnten Realität um den Meiſtbot an den 
Recurrenten ohne Rückſicht auf dieſe rückſtändigen Beiträge erfolgte, 
konnte der Meiſtbieter als Erſteher aus dem Titel der executiven Er— 
werbung der Realität zur nachträglichen Begleichung der nach ſeinen 
Beſitzvorgängern ausſtändigen Beiträge nicht verhalten werden.“ 


Th. R. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Oberdirector in Eiſenbahnminiſterium 
Joſef Weltzl den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Hilfsämter-Director im Miniſterium des k. u. k. 
Hauſes und des Aeußern Theodor Peßler zum Chef der Expeditionen für 
politiſche Correſpondenzen in dieſem Miniſterium ernannt und den Titel und 
Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämterdirections-Adjuncten im Miniſterium 
des k. u. k. Hauſes und des Aeußern Guſtav Freiherr v. Leutſch den Titel und 
Charakter eines Hilfsämterdirectors verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Cabinets⸗Regiſtraturs⸗Official Wilhelm Lawetzky 
zum Cabinets-Regiſtraturs⸗Adjuncten ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne Julius Boeſe in M.⸗ Schönberg anläßlich 
der Uebernahme in den bleibenden Ruheſtand den Orden der eiſernen Krone 
. Claſſe verliehen. 
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Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in 
Tabor Anton Malkovsky anläßlich der Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand 
den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im handelsſtatiſtiſchen Dienſte 
Franz Kofler anläßlich ſeiner Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Oberrechnungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Baurathe des niederöſterreichiſchen Staats⸗Bau⸗ 
dienſtes Leopold Höck anläßlich der Uebernahme in den bleibenden Ruheſtand den 
Titel und Charakter eines Oberbaurathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann Karl Kramerius in 
Ungariſch⸗Hradiſch anläßlich der Uebernahme in den bleibenden Ruheſtand den 
Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Oberrechnungsrathe im Miniſterium des k. u. k. 
Hauſes und des Aeußern Rudolf Kathrein anläßlich der Uebernahme in den 
bleibenden Ruheſtand den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Pfänderverwahrer des k. k. Verſatzamtes in Wien Karl Kinzel zum Secretär 
dieſes Verſatzamtes ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den in Verwendung beim Finanzminiſterium 
ſtehenden Finanzrath Jakob Sheräf die mit dem Titel und Charakter eines Mini: 
ſterialſecretärs bekleideten Miniſterial⸗Viceſecretär Dr. Joſef Mühlvenzl und 
Dr. Ferdiand Wimmer, ſowie die Miniſterial⸗Viceſecretäre Dr. Karl Freih. von 
Lempruch, Dr. Rudolf Penſch, Dr. Robert Grienberger und Tr. Adam 
R. v. Kozubowski zu Miniſterialſecretären, ferner den Finanzcommiſſär der böhmi⸗ 
ſchen Finanz⸗Landesdirection in Verwendung beim Finanzminiſterium Johann Ba⸗ 
biéöka, ſowie die Miniſterial-Concipiſten Dr. Rudolf Ritter Schneider von 
Limhofen, Dr. Guſtavn Germ, Dr. Joſef Raudnitz, Dr. Heinrich R. Schön 
von Perlashof, Guſtav Doll und Rudolf Slavik zu Minifterial-Bicefecretären 
im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Anton Ludwig, den Haupt⸗ 
ſteueramts⸗Controlor Johann Nawratil zu Hauptſteuereinnehmern und den Steuer⸗ 
einnehmer Johann Kirnig zum Hauptſteueramts⸗Controlor für den Bereich der 
Finanzdirection in Troppau ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Viceſecretär der k. k. ſtatiſtiſchen Central⸗ 
commiſſion Dr. Joſef Freiherrn von Drotleff von Friedensfels zum Finanz⸗ 
rathe beim Rechnungs- und Fachrechnungs⸗ Departement des Finanzminiſteriums 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Inſpector Dr. Wladimir Valnicek, den 
Finanzcommiſſär Dr. Eduard Nowaczynski, ferner die Steuer-Infpectoren 
Dr. Bohumil Vlaſ ak, Dr. Franz R. v. Glanz und Dr. Maximilian Salzer, 
ſowie die Finanz-Concipiſten Dr. Otto Hollitſcher, Dr. Karl Pagan und 
Dr. Alfred R. v. Lind heim, ſämmtliche in Verwendung beim Finanzminiſterium, 
zu Miniſterial⸗Concipiſten im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den proviſoriſchen Secretär der mähr . ſchleſiſchen 
Finanz⸗Procuratur Dr. Karl Fiſchel zum definitiven Finanz-Procuraturs⸗Secretär 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Obergeometer I. Claſſe Julian Latkiewicz 
zum Evidenzhaltungs⸗Inſpector in Lemberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Concipienten der Finanz⸗Procurator in Wien, 
Dr. Alfred R. Mitſcha v. Maerh eim, Dr. Leo Jaeker, Dr. Ludwig 
Riemer, Dr. Guſtav Pokorny und Dr. Oskar R. von Czyhlarz zu 
Finanz⸗Procuraturs⸗Concipiſten ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Concepts⸗Adjuncten Dr. Adolf Za wr zel zum 
Concipiſten in der IX. Rangsclaſſe für den Archivs- und Bibliotheksdienſt im 
Finanzminiſterium ernannt. f 

Der Handelsminiſter hat die Miniſterial-Viceſecretäre Dr. Franz Müller 
und Dr. Heinrich Kautzky zu Miniſterial⸗Secretären im Handelsminiſterium ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Ingenieur der Seebehörde Ferdinand Bächer 
zum Oberingenieur dieſer Behörde ernannt. 

Der Handelsminiſter hat im Perſonalſtande des Poſtſparcaſſenamtes die 
Obercommiſſäre Dr. Franz Netoliczka und Dr. Karl Leth zu Secretären, 
den Hauptcaſſe⸗Controlor Oskar Anger, die Obercontrolore Franz Graf, kaiſerl. 
Rath Georg Konheisner und Guſtav Kirner zu Inſpectoren, ferner die 
Controlore Anton Wohlfahrt, Karl Schebek und Alfons Hanke v. Hanken⸗ 
ſtein zu Obercontroloren ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Scriptor an der Univerſitäts⸗ 
Bibliothek in Prag, Ferdinand Tad ra zum Cuſtos, den Amanuenſis Dr. Hugo 
Glaeſer zum Scriptor und den Praktikanten daſelbſt, Dr. Spiridion Wuka⸗ 
dinovie zum Amanuenſis an der bezeichneten Bibliothek ernannt. 


Erledigungen. 


Bauadjunctenftelle der X. Rangelaſſe im Bereiche des Staatsbau⸗ 
dienſtes in Dalmatien für das landwirthſchaftliche Meliorationsbureau der Statt⸗ 
halterei in Zara bis 31. Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 3.) 

Kanzliſtenſtelle (XI. Rangsclaſſe der Staatsbeamten) beim k. k. Ober⸗ 
kirchenrathe A. u. H. C. in Wien bis 5. Februar 1899. (Amtsblatt Nr. 2.) 


BE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 3 und 4 der Erkenntniſſe 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


